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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1. Abgeordneter Hat die Bundesregierung auf Grund von kürzlich 
Dr. Voss erfolgten Presseveröffentlichungen versucht, mit 

(CDU/CSU) dem ehemaligen Lagerkommandanten des Guerilla- 

Rekrutierungslagers „Francistown“ (Botswana), 
Gumbo Mazwy, Verbindung, aufzunehmen, oder 
was gedenkt sie zu unternehmen, um seine Aus- 
sagen zu überprüfen, das von der Bundesregierung 
mit 500 000 DM finanzierte Lager „Selebi Pikwe“ 
sei ein Rekrutierungslager für Guerillas gewesen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


2. Abgeordnete 
Frau 
Traupe 
(SPD) 


Welche Haltung vertritt die Bundesregierung zu der 
Tatsache, daß im EG-Agrarhaushalt 1979 die Inter- 
ventionsmittel von 1 1 ,8 Millarden DM auf fast 
14 Milliarden DM gesteigert wurden? 


3. Abgeordnete 
Frau 
Traupe 
(SPD) 


Wie stellt sich die Bundesregierung dazu, daß die 
Interventionsmittel für die Vernichtung von Obst 
und Gemüse innerhalb eines Jahrs von 239 Millionen 
DM auf 727 Millionen DM gesteigert wurden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des innern 


4. Abgeordneter 
Marschall 
(SPD) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
kürzlich veröffentlichten Meinungsforschungsergeb- 
nissen, die bei der Mehrheit der befragten Beamten 
eine weitgehende Unkenntnis wichtiger grundgesetz- 
licher Bestimmungen ergeben, die soweit geht, daß 
z. B. in Verfassungsregelungen wie Sozialpflichtig- 
keit des Eigentums, Möglichkeit der Vergesellschaf- 
tung, Recht zum Widerstand und friedensstaatlicher 
Auftrag Verfassungsbestimmungen der DDR gese- 
hen werden, bzw. was gedenkt die Bundesregierung 
zur besseren Information der zur Verteidigung 
unserer Verfassungsordnung verpflichteten Beamten 
in ihrem Verantwortungsbereich zu tun? 


5. Abgeordneter 
Marschall 
(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Untersuchungen über 
die grundsätzlichen Kenntnisse der Bundesbe- 
amten im Bereich der inneren Sicherheit vor, bzw. 
werden solche Prüfungen auf Kenntnis und Verar- 
beitung verfassungsrechtlicher Bestimmungen vor- 
genommen? 


6. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


Hält es die Bundesregierung im Anschluß an ein vom 
Institut für Demoskopie in Allensbach erstelltes 
Umfrageergebnis für möglich oder wahrscheinlich 
oder aber für ausgeschlossen, daß auch jeder dritte 
Bundesbeamte noch nie das Grundgesetz, auf das 
er verpflichtet ist, in der Hand gehabt hat und daß 
bis zu zwei Drittel der Bundesbeamten wichtige 
Grundgesetzartikel, wie Artikel 1 4 Abs. 2, Artikel 15, 
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7. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


8. Abgeordneter 
Dr. Jentsch 
(Wiesbaden) 
(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 
Dr. Jentsch 
(Wiesbaden) 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


1 1 . Abgeordneter 
Dr. Voss 
(CDU/CSU) 


12, Abgeordneter 
Thüsing 
(SPD) 


13. Abgeordneter 
Thüsing 
(SPD) 


Artikel 20 Abs. 4 und Artikel 26 entweder über- 
haupt nicht kennen oder überwiegend der DDR- 
Verfassung zuordnen, und was hat die Bundes- 
regierung bisher getan, um die Kenntnis des Grund- 
gesetzes unter der Beamtenschaft zu verbreiten und 
zu vertiefen? 

Wie kann unter der Voraussetzung des hohen 
Mangels an Kenntnissen über das Grundgesetz garan- 
tiert werden, daß alle Beamten stets, vor allem in 
Krisenzeiten, die Gewähr dafür bieten, für die frei- 
heitlich demokratische Grundordnung einzutreten, 
und wie kann unter der Voraussetzung des Umfrage- 
ergebnisses garantiert werden, daß sich nicht auch 
wesentliche Teile der Beamtenschaft daran betei- 
ligen, Demokraten, die die Vergesellschaftung von 
Produktionsmitteln nach Artikel 1 5 des Grund- 
gesetzes fordern, als „Verfassungsfeinde“ oder 
,, Kommunisten“ zu brandmarken oder solchen 
Bürgern gar rechtswidrige Nachteile, wie die Abwei- 
sung als Bewerber für den. öffentlichen Dienst, 
zufügen? 

Bleiben die in Hessen stationierten Einheiten des 
Bundesgrenzschutzes, die vorwiegend zur Siche- 
rung des Frankfurter Flughafens und anderer ge- 
fährdeter Objekte eingesetzt sind, vorerst im Land 
(vgl. die Meldung der Hessischen Allgemeinen 
Zeitung vom 27. März 1979)? 

Wann ist damit zu rechnen, daß der Bundesgrenz- 
schutz von den Aufgaben des Schutzes des Frank- 
furter Flughafens und anderer in Hessen gelegener 
gefährdeter Objekte freigestellt und diese Aufgaben 
wieder ausschließlich durch die hessische Landes- 
polizei wahrgenommen werden? 

Welche Schritte hat die Bundesregierung bisher ein- 
geleitet bzw. wird sie einleiten, um zu verhindern, 
daß in der Bundesrepublik Deutschland rechts- 
kräftig verurteilte Spione oder Personen, die sich 
durch ihre Flucht einer Aburteilung wegen Spionage 
entzogen haben, bei Erreichen des Pensionsalters ein 
Altersruhegeld erhalten werden? 

Hat die Bundesregierung die Veröffentlichungen in 
den letzten Ausgaben der Zeitschrift ,, Stern“ 
(Nr. 17 bis 19 mit den Titeln ,Freiheit 79 „Dein 
Bild für den Geheimdienst“, Schnüffelstaat „Die 
Leichen in Herold’s Keller“ und Freiheit 79 „Ein 
Geheimdienst geht baden“ ‘), denen geheimhaltungs- 
bedürftiges und entsprechend eingestuftes Material 
zugrundeliegt, zum Anlaß genommen, nach den 
möglichen Tätern zu forschen und strafrechtliche 
Maßnahmen gegen sie einzuleiten?' 

Hat die Bundesregierung die türkische Zeitung 
,,Anadolu“ in der Vergangenheit finanziell oder 
anderweitig unterstützt, und wie sieht die Unter- 
stützung gegebenenfalls zur Zeit aus? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aktivitäten 
der türkischen Idealisten- und Kulturvereine in der 
Bundesrepublik Deutschland, und welche Konse- 
quenzen wird die Bundesregierung gegebenenfalls 
aus diesen Aktivitäten ziehen? 
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14. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Hartenstein 
(SPD) 


Trifft es zu, daß radioaktive Substanzen, die aus den 
Wiederaufarbeitungsanlagen La Hague (Frankreich) 
und Windscale (Großbritannien) ins Meer geleitet 
werden, bereits bis in die Deutsche Bucht gelangt 
sind und an der Nordseeküste festgestellt werden 
konnten, und wenn ja, was beabsichtigt die Bundes- 
regierung dagegen zu unternehmen? 


15. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Hartenstein 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Sicherheit 
der internationalen Atommüllager im Nordatlantik, 
die bisher vorwiegend Atommüll aus den USA und 
aus Großbritannien aufgenommen haben? 


16. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


Kann der Antwort der Bundesregierung auf die 
Frage Nr. B 44 vom 27. April 1979 (Drucksache 
8/2763) betreffend die Entwicklung der Schwefel- 
oxidimmissionen entnommen werden, daß die Bun- 
desregierung gegenwärtig nicht in der Lage ist, die 
Auswirkungen der von ihr geforderten Rauchgas- 
reinigung an Großfeuerungsanlagen auf die vorge- 
gebene Immissionsbelastung in den Ballungsgebieten 
annähernd zu quantifizieren? 


17. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


Mit welcher Menge an staub- oder gasförmigen 
Emissionen ist bei der Erzeugung einer Terawatt-. 
stunde auf Kohlebasis zu rechnen, wenn dabei 
nasse bzw. Trockenverfahren zur Abgasendreinigung 
nach dem Stand der Technik eingesetzt werden, und 
welche Umweltbelastungen ergeben sich daraus 
durch den von der Bundesregierung geplanten ver- 
stärkten Ausbau der Kohlekraftwerkskapazitäten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


18. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Um- 
Hasinger fang der von ihr ausgearbeitete Mustermietvertrag in 

(CDU/CSU) der Praxis Anwendung findet? 


19. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der von 
Hasinger ihr ausgearbeitete Must er miet vertrag in der Praxis 

(CDU/CSU) weitgehend als nicht praktikabel angesehen wird, 

und gedenkt sie, eine Überarbeitung vorzunehmen? 


20. Abgeordnete 
Frau 

Matthäus-Maier 

(FDP) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über die Erfahrungen nach Einführung des § 88a 
StGB — insbesondere über die Zahl der Ermittlungs- 
verfahren und deren Ergebnisse - vor? 


21. Abgeordnete 
Frau 

Matthäus-Maier 

(FDP) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen 
Hausdurchsuchungen bzw. Beschlagnahmen auf 
Grund von Ermittlungsverfahren nach § 88a StGB 
später zu Anklagen nach anderen Paragraphen des 
Strafgesetzbuches geführt haben? 


22. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Spione aus der DDR, die sich recht- 
zeitig dem Zugriff bundesdeutscher Abwehrstellen 
durch die Flucht entziehen konnten, ihre Woh- 
nungseinrichtungen durch DDR-Stellen abholen 
ließen, ohne daß Bundesbehörden einschritten? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


23. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das Urteil des 
Dr. Häfele Bundesfinanzhofs vom 24. November 1978 — 

(CDU/CSU) VI R 171-172/76 (Bundessteuerblatt 1979 II 

S. 148), wonach ein Berufskraftfahrer im Ergebnis 
keine Verpflegungsmehraufwendungen als Wer- 
bungskosten steuerlich geltend machen kann, unein- 
geschränkt anzuwenden bzw. den Ländern zur An- 
wendung zu empfehlen? 


24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Anwen* 
Dr. Häfele düng des erwähnten Bundesfinanzhofurteils zu einer 

(CDU/CSU) erheblichen steuerlichen Benachteiligung der Berufs- 

kraftfahrer führt und dadurch in der weiteren Kon- 
sequenz Personalkostensteigerungen und Arbeits- 
platzverluste im Güterkraftverkehrsgewerbe drohen, 
und welche Folgerungen zieht sie gegebenenfalls 
daraus? 


25. Abgeordneter 
Dr. Langner 
(CDU/CSU) 


Ist die Forderung des hessischen Finanzministers 
Reitz (vgl. Frankfurter Neue Presse vom 21. April 
1979), die steuerliche Kilometergeldpauschale bei 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte von 
36 auf 50 Pfennig pro Kilometer anzuheben, für die 
Bundesregierung Veranlassung, ihre bisher ab- 
lehnende Haltung in dieser Frage zu überdenken, 
und was hat die Bundesregierung in dieser Frage 
bisher auf Grund etwaiger Initiativen des hessischen 
Finanz minist ers unternommen? 


26. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die Anregung des hessi- 
schen Finanzministers aufgreifen, die derzeitige 
steuerliche Kilometerpauschale von 0,36 DM bei 
den Werbungskosten wegen der ständigen Benzin- 
preissteigerungen anzuheben, und wann ist gegebe- 
nenfalls mit einer entsprechenden Gesetzesinitiative 
zu rechnen? 


27. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
die Auffassung, daß zwar von der jetzt eingetretenen 
Kraftstoff- und Ölverteuerung ein heilsamer Druck 
für ein energiebewußtes Verhalten von Verbrau- 
chern und Industrie ausgehe, daß die Kosten dieses 
„marktwirtschaftlichen Spiels“ von den Arbeit- 
nehmern, deren finanzielle Belastungsfähigkeit be- 
grenzt sei, nicht unbeschränkt mitgetragen werden 
könnten, und welche Folgerungen zieht sie gegebe- 
nenfalls daraus? 


28. Abgeordneter 
Amling 
(SPD) 


Trifft es zu, daß der Verwaltungsaufwand bei der 
Erhebung der Leucht mittelsteuer zwischenzeitlich 
ein Ausmaß angenommen hat, das in keiner Weise 
dem Ertrag gerecht wird bzw. eine gerechte steuer- 
liche Behandlung der Leuchtmittelhersteller nicht 
gewährleistet? 


29. Abgeordneter 
Amling 
(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, die Leucht mittel- 
steuer in die Liste der Bagatellsteuern mitaufzu- 
nehmen, um sie eventuell abzuschaffen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


30. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


33. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Martiny- 

Glotz 

(SPD) 


34. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Martiny- 

Glotz 

(SPD) 


35. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


36. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


37. Abgeordneter 
Jungmann 
(SPD) 


38. Abgeordneter 
Jungmann ^ 
(SPD) 

39. Abgeordnete 
Frau 
Simonis 
(SPD) 


Welche Verbesserungen haben sich seit 1976 in der 
Stufenausbildung in der Bau Wirtschaft, die durch 
die Verordnung vom 1. Juli 1974 geregelt ist, er- 
geben? 

Sind die Ausbildungsphasen in der Stufenausbildung 
in der Bau Wirtschaft so geregelt, daß eine ausrei- 
chende praktische Grundausbildung im Betrieb 
immer gewährleistet ist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
steigenden Preise für Dieseltreibstoffe zu stabili- 
sieren und den damit verbundenen vielfältigen 
Nachteilen für die verschiedenen Verbraucher zu 
begegnen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob und inwieweit 
die Automobilhersteller von der überarbeiteten 
Norm zur Kennze;ichnung des Treibstoffverbrauchs 
Gebrauch machen und die Käufer von Automobilen 
zutreffend und ohne Beschönigungen auf den Kraft- 
stoffverbrauch ihrer Erzeugnisse hinweisen? 

Trifft es zu, daß - wie in der „Welt der Arbeit“ vom 
26. April auf Seite 1 behauptet - der Volkswagen- 
konzern ein Sparauto mit einem Kraftstoffver- 
brauch von 4 Litern je 100 km entwickelt hat, und 
erwägt die Bundesregierung gegebenenfalls, diesen 
Autotyp unter Energiespargesichtspunkten beson- 
ders herauszustellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der 
Tätigkeit des Bundesverbands für Luft fahrt zubehör- 
und Raketenindustrie den Vorschlag, auch die 
Entwicklung von Kriegswaffen und den Handel mit 
entsprechenden Entwürfen und Patenten durch das 
Kriegswaffenkontrollgesetz genehmigungspflichtig 
zu machen? 

Inwieweit können Rüstungsunternehmen aus der 
Bundesrepublik Deutschland durch Kooperations- 
verträge mit Unternehmen aus anderen Nato- 
Ländern die restriktiven Bestimmungen des deut- 
schen Waffenexport rechts umgehen, und wie wird 
die Bundesregierung, dem Auftrag des Artikels 26 
des Grundgesetzes folgend, solche Umgehungen 
unmöglich machen? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu 
Bestrebungen ein, in den Gremien der EG ein 
Aktionsprogramm für die Entwicklung, Herstellung 
und Exportförderung konventioneller Waffen- 
systeme zu erstellen, und inwieweit hält sie eine 
Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland in 
Anbetracht des Artikels 26 des Grundgesetzes 
überhaupt für verfassungsrechtlich zulässig? 

Welche Zusagen sind dem Bundesverband für Luft- 
fahrtzubehör- und Raketenindustrie für Waffen- und 
Rüstungsgüt er exporte gemacht worden? 

Welchen Mitgliedsfirmen des Bundesverbands für 
Luft fahrt Zubehör- und Raketenindustrie sind Ex- 
portgenehmigungen für Kriegswaffen erteilt worden, 
um gefährdete Arbeitsplätze zu sichern? 
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40. Abgeordnete 
Frau 
Simonis 
(SPD) 


41. Abgeordneter 
Dr. Spöri 
(SPD) 


42. Abgeordneter 
Dr. Spöri 
(SPD) 


Hat die Bundesregierung die Erklärung des Stan- 
gen Vertreters der Bundesrepublik Deutschland 
bei den Vereinten Nationen vom 10. Dezember 
1976 entsprechend inzwischen geprüft, ob das 
Problem des „wachsenden Exports konventioneller 
Waffen und Waffentechnologien in fast alle Teile 
der Welt“ durch „regionale Ansätze“ gelöst werden 
kann, und mit weichem Ergebnis ist diese Prüfung 
gegebenenfalls abgeschlossen worden? 

Wie hoch waren die Zuwachsraten für den Primär- 
energieverbrauch und den Stromverbrauch in der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1978 bzw. im 
ersten Quartal 1979, und wie bewertet die Bundes- 
regierung die Entwicklung unter dem Gesichtspunkt 
der angestrebten Entkoppelung von Wirtschafts- 
wachstum und Energiezuwachs? 

Sieht die Bundesregierung angesichts dieser aktuel- 
len Zuwachsraten die Konzeption der Energieein- 
sparpolitik von Bund und Ländern bestätigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 


43. Abgeordneter Wie viele Zivildienst leist ende sind in den Bereichen 

Schirmer des Sports mit welchen besonderen Aufgaben und 

( SPD) Ergebnissen tätig? 


44. Abgeordneter 
Schirmer 


(SPD) 


45. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Grobecker 
(SPD) 


47. Abgeordneter 
Grobecker 
(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, auf der Grundlage 
vorliegender Erfahrungen und Ergebnisse die für 
Zivildienst leistende angemessenen Möglichkeiten in 
den Sportorganisationen besonders zugunsten der 
Rehabilitation, der Betreuung von Kindern, Behin- 
derten und alten Menschen fortzusetzen und auszu- 
weiten? 

Beabsichtigt die Bund^esregierung - angesichts der 
Tatsache, daß das Schwerbehindertengesetz es nicht 
zuläßt, in anerkannten Behinderten Werkstätten 
eingegliederte Behinderte zu entlassen, ungeachtet 
dessen, daß (zumal im Grenzland) eine Vollbeschäf- 
tigung in der Werkstatt nicht garantiert werden kann 
und trotzdem alle Aufwendungen einschließlich des 
Gehalts für den Behinderten weiterzuzahlen sind — , 
eine Änderung des geltenden Rechts vorzuschlagen 
dahin gehend, daß für eingegliederte Behinderte, 
auch soweit sie dem freien Arbeitsmarkt nicht zur 
Verfügung stehen, Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
abgeführt werden können? 

Liegen der Bundesregierung Ergebnisse und Er- 
kenntnisse von Forschungsvorhaben vor, die geeig- 
net sind, Herstellern und Betreibern von Datensicht- 
geräten bzw. Bildschirmgeräten durch Verordnun- 
gen und Richtlinien technische Normen zur Gestal- 
tung dieser Geräte vorzugeben, die eine Gesund- 
heitsgefährdung für Beschäftigte ausschließen? 

Liegen der Bundesregierung Ergebnisse und Er- 
kenntnisse von Forschungsvorhaben vor, die es not- 
wendig erscheinen lassen, eine Arbeitsstättenricht- 
linie für Kassenarbeitsplätze zu verabschieden, die 
gewährleistet, daß schwere körperliche Arbeit an 
Kassenarbeitsplätzen abgestellt wird und Wett- 
bewerb sverz errungen durch die Einrichtung huma- 
ner Arbeitsplätze im Einzelhandel verhindert 
werden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


48. Abgeordneter 
Menzel 
(SPD) 


49. Abgeordneter 
Menzel 
(SPD) 


50. Abgeordneter 
Ludewig 
(FDP) 

51. Abgeordneter 
Ludewig 
(FDP) 


52, Abgeordneter 
Hölscher 
(FDP) 


53. Abgeordneter 
Hölscher 
(FDP) 


54, Abgeordnete 
Frau 
Will-Feld 
(CDU/CSU) 


55. Abgeordnete 
Frau 
Will-Feld 
(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Wimmer 
(Mönchen- 
gladbach) 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in denen 
Gewerkschaftszugehörigkeit und Einstellung zu 
Streiks Kriterien für die Ablehnung eines Antrags 
auf Anerkennung als Wehrdienstverweigerer waren 
(„Metall“ vom März d. J,), und hält die Bundesregie- 
rung Fragen nach gewerkschaftlicher Organisation 
und Haltung im Streik im Anerkennungsverfahren 
für zweckdienlich und zulässig? 

Was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls zu 
tun, damit Gewerkschaftszugehörigkeit und Beja- 
hung von Streik als legitimes Kampfmittel der 
Arbeitnehmer auch im Anerkennungsverfahren als 
Kriegsdienstverweigerer den Betroffenen nicht zum 
Nachteil werden können? 

Trifft es zu, daß es nicht nur unter den Soldaten, 
sondern auch unter den Beamten der Bundeswehr 
einen ,,Verwendungs- und Beförderungsstau“ gibt? 

Wenn ja, was sind die Gründe dafür, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um eine Gleichstellung 
der Beamten der Bundeswehr mit den Soldaten und 
auch mit den Beamten in anderen öffentlichen Ver- 
waltungen zu erreichen? 

Wie rechtfertigt die Bundesregierung nach dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung die Tatsache, daß 
im Bereich der Bundeswehr Wehrpflichtige, die 
Humanmedizin oder Pharmazie studieren, generell 
für eine militärfachliche Verwendung vorgesehen 
werden, während bei Kriegsdienstverweigerern nur 
in Ausnahmefällen eine fachliche Verwendung 
vorgesehen wird? 

Trifft es zu, daß die Verwaltungspraxis der Wehr- 
behörden, Studenten der Humanmedizin oder der 
Pharmazie generell für eine militärfachliche Ver- 
wendung vorzusehen, vom Bundesverwaltungsgericht 
als rechtswidrig bezeichnet worden ist, und wenn 
ja, weiche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
daraus? 

Ist die Bundesregierung auf Grund einer Mitteilung 
des Generalleutnants Greve vom 5. April 1979 be- 
reit, nunmehr davon auszugehen, daß ausschließlich 
sie für den militärischen Flugbetrieb Eifel zuständig 
ist? 


Ist es richtig — wie in dem Schreiben des Head- 
quarters Fourth Allied Tactical Air Force, Kamst ein, 
Office of the Commander vom 5. April 1979 — mit- 
geteilt wird, daß für die Festlegung der Tiefflug- 
schneisen ausschließlich die deutsche Bundesregie- 
rung zuständig ist und daß diese Festlegung in 
Zusammenarbeit des Bundesinnen-, Bundesverkehrs- 
und Bundesverteidigungsministeriums erfolgt? 

Ist dem Bundesverteidigungsminister bekannt, wel- 
che Umstände im einzelnen am 21 . März 1979 dazu 
geführt haben, daß der Wehrpflichtige Hans-Joachim 
Holten aus Mönchengladbach, Dohrer Straße 137, 
als Angehöriger des schweren Pionierbataillons in 
Emmerich/Niederrhein nach der Aufforderung durch 
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den diensthabenden Unteroffizier, auf die Zimmer 
zu gehen, in der Kaserne durch einen zum Wach- 
dienst eingeteilten Soldaten gegen 21.50 Uhr durch 
Messerstiche getötet wurde? 


57. Abgeordneter 
Wimmer 
(Mönchen- 
gladbach) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß es für den schwerverletzten Wehr- 
pflichtigen Hans-Joachim Holten weder innerhalb 
der Kaserne noch außerhalb der Kaserne in einem 
nahe gelegenen Krankenhaus eine unverzügliche 
Sanitätsversorgung gab, und trifft es insoweit zu, 
daß die in der Kaserne zuständigen Ärzte nicht 
auffindbar waren, und ein nahe gelegenes Kranken- 
haus nicht über den schweren Unglücksfall unter- 
richtet wurde, so daß beim Eintreffen des schwer- 
verletzten Soldaten in diesem Krankenhaus ärztliche 
Hilfe nicht unverzüglich geleistet werden konnte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


58, Abgeordneter 
Braun 

(CDU/CSU) 


Hat Frau Bundesminister Huber am 28. März 1979 
in Köln erklärt, daß jährlich ca. 1 000 Babys gebo- 
ren werden, die durch Alkoholkonsum der Mutter 
geschädigt wurden, und ist die Bundesregierung der 
Ansicht, daß die bisherigen Informations- und 
Aufklärungsbemühungen ausreichen, bzw. was wird 
die Bundesregierung gegebenenfalls veranlassen? 


59. Abgeordneter 
Dr. Meyer 
zu Bentrup 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß wegen der 
Anrechnung des Kindergelds auf die Pflegesätze von 
Pflegeeltern eine Erhöhung des Kindergelds diesem 
Personenkreis nicht in voller Höhe zugutekommt, 
und gibt es Überlegungen oder Entscheidungen 
seitens der Bundesregierung, diesen Sachverhalt 
künftig zu Gunsten der Pflegeeltern zu regeln? 


60. Abgeordneter 
Dr. Reimers 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in der „Kleinen Kommission zu 
Fragen der ärztlichen Ausbildung und der künftigen 
Entwicklung im Bereich des ärztlichen Berufs- 
stands“ die Studentenschaft ausschließlich durch 
drei Delegierte des VDS vertreten wird, die links- 
extreme Studentengruppen vertreten, und war dies 
der Bundesregierung bekannt? 


61. Abgeordneter 
Dr. Reimers 


(CDU/CSU) 


Ist das Bundesministerium bereit, der Tatsache, 
daß der VDS für die medizinischen Fachbereiche 
von mindestens 13 Hochschulen keinerlei Ver- 
tretungsbefugnis hat, dadurch Rechnung zu tragen, 
daß der studentische „Fachverband Medizin“ eben- 
falls an den Beratungen der Kleinen Kommission 
beteiligt wird? 


62. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat das Bundesgesundheits- 
ministerium auf Grund der Aufforderung des 
Bundesernährungsministers, vorgetragen vom Parla- 
mentarischen Staatssekretär Gallus in der Frage- 
stunde des Deutschen Bundestages vom 25. April 
1979, wegen des Verkaufs von holländischen Eiern 
getroffen, und ist dem Bundesgesundheitsminist e- 
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rium die Tatsache bekannt, daß holländische Er- 
zeuger nach wie vor Antibiotika und andere Zusätze 
für Futtermittel zur Erzeugung von Eiern und 
Geflügel verwenden, die bei uns aus gesundheits- 
rechtlichen Gründen verboten sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


53 , Abgeordneter 
Daweke 
(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, wonach die Bundesbahn- 
direktion Hannover über die Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn in Frankfurt beantragt hat 
oder beantragen wird, die Bahnstrecke Lemgo — 
Hameln schon im kommenden Herbst für den Per- 
sonenverkehr stillzulegen, und wie beurteilt die 
Bundesregierung bejahendenfalls diesen Schritt 
angesichts der einmütigen Ablehnung einer solchen 
angeblichen Rationalisierungsmaßnahme durch alle 
maßgeblichen Stellen in Lippe? 


64. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


65. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Beton- 
fundament des Rotesand-Leuchtturms, der im 
Eigentum des Bundes steht, brüchig geworden ist, 
und welche Folgerungen zieht sie gegebenenfalls 
daraus? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, diesen 
Leuchtturm, der das bekannteste Seezeichen vor der 
deutschen Küste ist, zu erhalten? 


66. Abgeordneter 
Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Welche Meinung vertritt die Bundesregierung zu 
dem Vorschlag, auf den Bundesautobahnen Hinweis- 
schilder auf Baudenkmäler und andere Sehens- 
würdigkeiten anzubringen, um den Fremdenverkehr 
in der näheren Umgebung der Autobahn zu fördern? 


67. Abgeordneter Wo bleibt der europäische Führerschein? 
Dr. Hennig 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich xies Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


68. Abgeordneter 
Henke 
(SPD) 


69. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine große, 
überregionale gemeinnützige Siedlungsgesellschaft 
Wohnanlagen aufkauft mit dem Ziel, sie nach kurzer 
Zeit durch Umwandlung in Eigentumswohnungen 
mit hohem Gewinn zu veräußern, und hält die 
Bundesregierung dies gegebenenfalls für vereinbar 
mit den zahlreichen Steuervergünstigungen, die sich 
aus der sogenannten Gemeinnützigkeit ergeben? 

Teilt die Bundesregierung Befürchtungen aus der 
Bau Wirt Schaft, der Kredit Wirtschaft sowie der wirt- 
schaftswissenschaftlichen Institute über eine erneute 
Abschwächung der Baukonjunktur und des Wohn- 
haus noch im Verlauf dieses Jahrs, und welche 
wohnungspolitischen Folgerungen ergeben sich 
daraus für die Bundesregierung, um die bestehenden 
Wohnungsbaudefizite auszugleichen und eine be- 
darfsgerechte Wohnungsversorgung sicherzustellen? 
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70. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(CDU/CSU) 


Welcher Art sind und welchen konkreten Zielsetzun- 
gen dienen die Überlegungen, die die Bundesregie- 
rung nach dem Interview des Bundesministers Dr. 
Haack in der Mai-Ausgabe der Zeitschrift „DM“ 
angeblich über steuerliche Maßnahmen zur Ab- 
schöpfung von Spekulationsgewinnen im Zusam- 
menhang mit der Umwandlung von Miet- in Eigen- 
tumswohnungen anstellt? 


7 1 . Abgeordneter 
Dr. Hoffacker 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten zur Beseitigung' der Schwie- 
rigkeiten sieht die Bundesregierung, die sich beider 
Vergabe von werkseigenen mit Öffentlichen Mitteln 
geförderten Wohnungen an Werksangehörige daraus 
ergeben, daß deren Einkommen vielfach die zulässi- 
gen Grenzen bereits überschreiten? 


72. Abgeordneter 
Dr. Hoffacker 
(CDU/CSU) 


Inwieweit kommt nach Ansicht der Bundesregierung 
für die hier betroffenen Wohnungen insbesondere 
eine Freistellung nach § 7 des Wohnungsbindungs- 
gesetzes in Betracht, und hält die Bundesregierung 
eine Regelung dahin gehend für vertretbar, die Bele- 
gungsbindungen speziell bei firmengebundener Ge- 
meinnützigkeit zu lockern? 


73. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Münster) 
(CDU/CSU) 


Zu welchem Anteil und in welcher Höhe flössen die 
für den sozialen Wohnungsbau ( 1 .und 2. Förderungs- 
weg) 1978 insgesamt von Bund und Ländern zur 
Verfügung gestellten Mittel in die Förderung von 
Mietwohnungen und in die Förderung von Eigen- 
tumsmaßnahmen, und wie stellen sich diese Anteile 
bei den Finanzhilfen des Bundes für den sozialen 
Wohnungsbau dar? 


74. Abgeordneter Wie hoch läßt sich der durchschnittliche Betrag 
Dr. Jahn beziffern, der zur Förderung einer Mietwohnung 

(Münster) und einer Eigentumsmaßnahme im sozialen Woh- 

(CDU/CSU) nungsbau aufgewandt wird, getrennt nach dem 1. 

und dem 2. Förderungs weg? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


75. Abgeordneter 
Lintner 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Praktiken der DDR be- 
kannt, bei der Berechnung von Straßenbenutzungs- 
gebühren nicht den von Reisenden gewöhnlich 
benutzten normalen und kürzesten Reiseweg zu- 
grundezulegen, sondern weite Umwegstrecken? 


76. Abgeordneter Hat die Bundesregierung gegebenenfalls solche 
Lintner Praktiken in ihren Gesprächen mit DDR-Vertretern 

(CDU/CSU) erörtert, und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 


77. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Warum wurde die Dokumentation über die politi- 
schen Verfolgungen durch die Ost-Berliner Regie- 
rung bis jetzt von der Bundesregierung nicht ver- 
öffentlicht, und wann ist mit einer Veröffentlichung 
zu rechnen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technoiogie 


78. Abgeordneter 
Dr. Steger 
(SPD) 


In welchen Positionen hat die Bundesregierung die 
Liste für sensitives Material im Rahmen der Ab- 
machungen des Londoner Supplier-Clubs auf Grund 
der Erfahrungen rnit dem Aufbau einer pakistani- 
schen Urananreicherungsanlage geändert, und inwie- 
weit hat dabei eine Abstimmung mit der Regierung 
der USA stattgefunden? 


79. Abgeordneter 
Dr. Steger 
(SPD) 


Werden — wie ein Bonner Pressedienst, der auf 
Behördenaufträge spezialisiert ist, behauptet — die 
Zuschüsse aus dem Programm zur Entwicklung für 
Einfach-Technologien und Technologietransfer vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit erheblich großzügiger und einfacher gewährt 
als vom Bundesministerium für Forschung und 
Technologie? 


80. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Sind die Forschungsberichte über abgeschlossene 
Forschungsprojekte des Bundesforschungsministe- 
riums im einzelnen erhältlich, und wo ist ein voll- 
ständiger Überblick über die vorhandenen Berichte 
zu erhalten? 


81. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Was hat oder wird die Bundesregierung entsprechend 
ihren Ankündigungen unternehmen, um einen voll- 
ständigen Zugang zu den Forschungsberichten aus 
staatlichen Forschungsprojekten zu sichern, wie dies 
z. B in den USA der Fall ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


82. Abgeordneter 
Bühling 
(SPD) 


Sind der Bundesregierung die Erwägungen der tür- 
kischen Regierung bekannt, in der Türkei Internats- 
schulen für Kinder in Deutschland arbeitender 
Eltern einzurichten, auf denen die Kinder auch 
deutsch lernen können, aber ihrer Heimat nicht 
gänzlich entfremdet werden, und was wird die 
Bundesregierung gegebenenfalls tun, um bei der 
Verwirklichung dieser Vorschläge mitzuhelfen? 


83. Abgeordneter 
Graf Huyn 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, sich angesichts der 
Tatsache, daß sie die SWAPO nicht als alleinigen 
Vertreter Südwestafrikas anerkennt, dafür einzu- 
setzen, daß die Vereinten Nationen nicht laufend 
hohe Beträge für den Unterhalt des New Yorker 
SWAPO-Büros und andere SWAPO-Aktivitäten 
leisten? 


84. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Rumänien 
die Söhne von ausr eise willigen Deutschen in soge- 
nannte Schwarze Brigaden (Strafbataillone für 
Asoziale) zu einem 1 6-monatigen Dienst eingezogen 
werden, nur weil die Eltern Anträge zur Gewährung 
von Besuchsreisen und der Ausreise gestellt haben, 
und hält sie dies für vereinbar mit Geist und Buch- 
staben der deutsch-rumänischen Absprache über die 
Ausreise rumänischer Staatsangehöriger deutscher 
Volkszugehörigkeit? 
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85. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Volksrepublik Polen ununter- 
brochen von der Bundesregierung verlangt, daß sie 
wegen einer angeblichen Verpflichtung aus dem 
Warschauer Vertrag in den Gesetzen der Bundes- 
republik Deutschland die Oder-Neiße-Gebiete als 
„Ausland“ behandelt, während Artikel IV des 
Warschauer Vertrags zusammen mit den Bestim- 
mungen aus dem Deutschlandvertrag sowie das 
Grundgesetz einer solchen Verpflichtung entgegen- 
stehen, und handelt es sich bei di'fesen Forderungen 
nicht um eine dauernde Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland, 
die die UN-Charta verbietet? 


86. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Gene- 
ral Haig, „die Zukunft wird ein gewisses Maß an 
transatlantischer Verbundenheft, Vertrauen und 
konzertierter Aktion erfordern“ (Frankfurter All- 
gemeine Zeitung vom 7. April 1979), und ist sie 
entschlossen, allen Bestrebungen zur Annäherung 
an entgegenstehende Ziele des Ostblocks in Beach- 
tung seiner ständig verkündeten ideologischen 
Aggression und seiner hegeraonialen Ansprüche 
entschieden entgegenzutreten? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 
sowie Fragen gemäß I. der Richtlinien, um deren 
schriftliche Beantwortung bis zur Drucklegung 
gebeten wurde 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . 


Abgeordneter 
Dr. Stercken 
(CDU/CSU). 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die in einer Doku- 
mentation veröffentlichten Vorwürfe der „Organisa- 
tion der demokratischen Jugend und Studenten des 
Iran“ auf sich beruhen zu lassen, der Bundesnach- 
richtendienst habe mit dem iranischen Geheim- 
dienst SAVAK „Komplizenschaft“ geübt? 


2. Abgeordneter 
. Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Vorplatz zum Bundeskanzler- 
amt umgebaut werden soll, wenn ja, welche Gründe 
werden hierfür angeführt, und wann soll dieser be- 
ginnen? 


3. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Wie hoch belaufen sich gegebenenfalls die Kosten 
für den geplanten Umbau, und aus welchem Grund 
ist der Haushaltsausschuß bei den Etatberatungen 
für den Haushalt 1979 über dieses Vorhaben nicht 
informiert worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


4. Abgeordneter 
Möllemann 
(FDP) 


5. Abgeordneter 
Müller 
(Wadern) 
(CDU/CSU) . 


6. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung an die vier Mächte mit 
dem Ziel heran treten zu klären, ob die in der Öf- 
fentlichkeit laut gewordenen Zweifel berechtigt 
sind, der in Spandau einsitzende Häftling Nr. 7 sei 
nicht Rudolf Heß? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die so- 
wohl auf französisch-deutscher als auch auf luxem- 
burgisch-deutscher Seite aufgenommenen Gesprä- 
che zur Lösung des schwebenden Problems der im 
2, Weltkrieg von der deutschen Wehrmacht zwangs- 
rekrutierten Ausländer im Interesse der Freundschaft 
und engen Zusammenarbeit zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und ihren Nachbarn in Europa 
so schnell wie möglich zu einem positiven Ergebnis 
führen sollten, und wird sich die Bundesregierung 
gegebenenfalls dementsprechend verhalten? 

Ist — etwa im Sinne des Logan Act in den USA — 
strafrechtlich gesichert, daß die auf dem Grundsatz 
der Gewaltenteilung beruhenden Bestimmungen des 
Grundgesetzes über die Rechte und Pflichten der 
Bundesregierung einerseits sowie die des Deutschen 
Bundestages und des Bundesrates andererseits be- 
treffend die auswärtigen Angelegenheiten und die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ange- 
messen beachtet werden, und wenn nein, wird die 
Bundesregierung eine entsprechende Initiative er- 
greifen? 
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7. Abgeordneter 
Dr. Mertes 
(Gerolstein) 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


9. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


1 0. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


1 1 . Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Geht die Bundesregierung davon aus, daß eine ver- 
fassungsgemäße Behandlung (Artikel 20 Abs. 2 des 
Grundgesetzes) der auswärtigen Angelegenheiten 
von eminenter Bedeutung für die Wahrung der 
deutschen Interessen im Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik ist? 


Ist der Bundesregierung die zum Teil untragbare 
Belastung südostasiatischer Staaten — insbesondere 
Thailands - durch indochinesische Flüchtlinge be- 
kannt, und wenn ja, wie gedenkt sie national und 
auf internationaler Ebene zukünftig zu helfen? 


Ist in diesem Zusammenhang geprüft worden, ob 
nicht der Ankauf und die Besiedelung unbewohnter 
Inseln im südostasiatischen Raum unter Gestellung 
fachkundiger Entwicklungshelfer der EG das Flücht- 
lingselend mildern könnte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß aus Rumänien 
in die Bundesrepublik Deutschland eingereiste Per- 
sonen bei Beantragung ihrer Entlassung aus der ru- 
mänischen Staatsbürgerschaft 600 DM als Voraus- 
zahlung zu entrichten haben? 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob nach Zahlung 
dieses Betrags der Antrag durch die rumänischen Be- 
hörden zügig bearbeitet und ob, bei Verweigerung 
der Entlassung aus der rumänischen Staatsbürger- 
schaft, der Betrag zurückgezahlt wird? 


12. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen hatte die Bundes- 
regierung ergriffen, nachdem die jugoslawischen 
Justizbehörden im Oktober 1978 die Freilassung 
von vier in Belgrad inhaftierten deutschen Terro- 
risten verfügten, und dadurch die bestehenden 
diplomatischen Beziehungen zur sozialistischen Re- 
publik Jugoslawien belastet wurden? 


13. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Hat die jugoslawische Regierung inzwischen erken- 
nen lassen, daß sie unseren Rechtsstandpunkt teilt, 
wonach in vorliegendem Fall eine einseitige Ver- 
tragsverletzung durch die jugoslawischen Behörden 
vorliegt, oder welche anderen mit diesem Vorfall 
im Zusammenhang stehenden Ereignisse sind der 
Anlaß zu dem Bemühen, wieder zu normalen Be- 
ziehungen zurückzukehren? 


14. Abgeordneter 
Dr. Laufs 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine 
Ansiedlung der Vietnamflüchtlinge im südostasia- 
tischen Raum wünschenswert wäre, und wenn ja, 
welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher 
im Rahmen der Vereinten Nationen eingeleitet und 
gedenkt sie in Zukunft zu ergreifen, um eine frei- 
willige Repatriierung der Flüchtlinge in diesem Kul- 
turkreis zu gewährleisten? 


15. Abgeordneter Welche Vermögensabkommen hat die Bundesregie- 

Dr. Czaja rung in letzter Zeit mit welchen Staaten und mit 

(CDU/CSU) weichem Inhalt abgeschlossen, bzw, über welche 

Vermögensabkommen verhandelt sie? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


16. Abgeordneter 
Möllemann 
(FDP) 


1 7, Abgeordneter 
Regenspurger 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Regenspurger 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Regenspurger 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, der Bundesan- 
stalt Technisches Hilfswerk (THW) oder einer son- 
stigen Organisation bzw. Institution den Schutz- 
raumbetriebsdienst zu überlassen, der die aus Mit- 
teln des Zivilschutzes erstellten Schutzbauten und 
ihre technischen Einrichtungen wartet und instand- 
hält sowie im Bedarfsfall betreut? 

Beabsichtigt die Bundesregierung in absehbarer Zeit, 
z. B. noch in dieser Wahlperiode, das Beihilferecht 
zu vereinfachen und vor allen Dingen Verbesse- 
rungen für die Empfänger von Witwen- und Witwer- 
geld sowie für Schwerbeschädigte vorzunehmen? 

Wie begründet die Bundesregierung die Nichtbe- 
rücksichtigung des höheren Dienstes in der Ver- 
ordnung zu § 5 Abs. 6 Satz 3 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes vom 23. Dezember 1971 (BGBl. I S. 2162), 
geändert durch die Verordnung vom 30. April 1974 
(BGBl. I S. 1031), und in der Zweiten Verordnung 
zu § 5 Abs. 6 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes 
vom 16. April 1975 (BGBl. I S. 960), und hält sie 
den Ausschluß des höheren Dienstes für mit den 
Grundsätzen der Gleichberechtigung und der Für- 
sorgepflicht des Dienstherren vereinbar? 

Welche Maßnahmen sind seitens der Bundesregie- 
rung beabsichtigt, um diese Ungleichbehandlung des 
höheren Dienstes zu beseitigen? 


20. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


2 1 . Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 

22. Abgeordneter 
Dr. Schöfberger 
(SPD) 


23. Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


24. Abgeordneter 
Hölscher 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die von Bundesinnenmi- 
nister Baum im ,, Spiegel“ vertretene Auffassung, es 
sei eine politische Position denkbar, die auf Kern- 
energie verzichtet, und ist der Bundesregierung be- 
kannt, was den Bundesinnenminister veranlaßte, 
den Verzicht auf Kernenergie wegen ,, Harrisburg“ 
für denkbar zu halten, obwohl die Sicherheitskon- 
zeption der Kernkraftwerke in der Bundesrepublik 
Deutschland auch nach den offiziellen Verlautba- 
rungen der Bundesregierung einen Ablauf wie in 
Harrisburg verhindert hätte? 

Wird die Bundesregierung zu den in diesem Jahr an- 
stehenden Teilefrichtungsgenehmigungen für Kern- 
kraftwerke ihre Zustimmung erteilen? 

‘Hat sich die Bundesregierung mit dem Freistaat 
Bayern nunmehr schon über die Zuständigkeit für 
ein etwaiges Verbot der Wehrsportgruppe Hoffmann 
geeinigt, und welche sonstigen Hemmnisse stehen 
einem Verbot noch entgegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß inzwischen 
weitere Länder personelle und materielle Konse- 
quenzen im Hinblick auf die Bekämpfung der 
Rauschgiftkriminalität in Thailand gezogen haben, 
und wann wird die Bundesregierung einen Beamten 
zur Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität nach 
Thailand senden? 

Trifft es zu, daß im öffentlichen Dienst des Bundes 
zunächst beabsichtigte Einstellungen nicht erfolgen, 
wenn bekannt wird, daß der Bewerber einen Schwer- 
behindertenausweis besitzt? 


16 




Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/2802 


25. Abgeordneter 
Hölscher 
(FDP) 


26. Abgeordnete 
Frau 
Will-Feld 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordnete 
Frau 
Will-Feld 
(CDU/CSU) 


28. 


Abgeordnete 

Frau 


Hoffmann 

(Hoya) 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Dr. Steger 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung es gegebenenfalls recht- 
lich für vertretbar, wenn ein anerkannter Schwerbe- 
hinderter darauf verzichtet, in den Fragebögen einer 
Einstellungsbehörde des Bundes seine Schwerbehin- 
derteneigenschaft anzugeben, wenn er aus der Be- 
kanntgabe Nachteile befürchtet? 

Ist es nach Auffassung der Bundesregierung mit der 
Fürsorgepflicht des Dienstherrn und dem Gleichbe- 
handlungsgrundsatz zu vereinbaren, daß bei aktiven 
Wahlbeamten auf Zeit der Rechtsstand gemäß § 5 
der Kommunalbesoldungsverordnung des Bundes 
vom 7, April 1978 (BGBl. I S. 468) gewahrt wird, 
während die nach einer Verwaltungsreform in den 
Ruhestand versetzten kommunalen Wahlbeamten 
auch für die Dauer ihrer noch nicht abgelaufenen 
Wahlzeit nur die Versorgungsbezüge aus dem vorher 
wahrgenommenen Amt erhalten, und wenn nein, 
welche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
daraus? 

Wie gedenkt die Bundesregierung zur Beseitigung 
dieser Ungleichbehandlung die in Frage 26 genann- 
ten kommunalen Wahlbeamten auf Zeit, die wegen 
einer Verwaltungsreform in den einstweiligen Ruhe- 
stand versetzt worden sind, an der strukturellen 
Änderung der Besoldung der kommunalen Wahl- 
beamten zu beteiligen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit 
der Einführung des amerikanischen Teilzeitarbeit- 
modells „Job — Sharing“ im Bereich des öffentli- 
chen Dienstes und die vorliegenden guten Erfah- 
rungen, die die amerikanischen Behörden mit die- 
sem Modell gemacht haben? 

Warum hat die Bundesregierung den Vorschlag der 
Wissenschaft (z. B, Prof. Dr. Heinz Vetter, For- 
schungsanstalt der Landwirtschaftskammer Weser- 
Ems) nicht aufgegriffen und bei der Änderung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes die Messung von 
Schadstoffgehalten in Pflanzen eingeführt, die zu- 
verlässiger sein sollen als Messungen in der Atem- 
luft? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


30. Abgeordneter 
Menzel 
(SPD) 


3 1 . Abgeordneter 
Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung es für mit der Wahrneh- 
mung der Aufgaben eines Betriebsrats und dem dazu 
notwendigen Vertrauensverhältnis zwischen Be- 
triebsratsmitgliedern und von ihnen vertretenen Ar- 
beitnehmern vereinbar, daß Betriebsräte gesetzlich 
verpflichtet sind, über ihnen von Kollegen anver- 
traute Gesprächsinhalte als Zeuge vor Gericht aus- 
zusagen, und wenn nein, gedenkt die Bundesregie- 
rung, das Betriebsverfassungsgesetz dahin gehend 
zu ändern, daß ein Zeugnisverweigerungsrecht für 
Betriebsräte eingeführt wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, alsbald die erforder- 
lichen gesetzgeberischen Schritte einzuleiten, um die 
durch die Entscheidung des Bundesvesrfassungsge- 
richts vom 1. März 1978 verursachte erhöhte Be- 
lastung mit Notargebühren durch eine Gesetzesno- 
velle mit rückwirkender Kraft abzubauen und damit 
die Ungleichbehandlung der Gemeinden im Verhält- 
nis zu Bund und Ländern zu beenden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


32. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Schäfer 
(Mainz) 

(FDP) 


35. Abgeordneter 
Schäfer 
(Mainz) 

(FDP) 


36. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


37. Abgeordneter 
Dr. Stercken 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 
Dr. Stercken 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Pläne der US-Streitkräfte 
bekannt, die Nutzung des von diesen bisher nur 
allgemein zu Übungszwecken genutzten Waldgelän- 
des von ca. 470 ha im Bereich Mannheim, Viern- 
heim und Lampertheim zu einem Panzerübungs- und 
Panzer Schießplatz zu verändern, und welche Haltung 
nimmt die Bundesregierung gegebenenfalls zu die- 
sen Plänen ein? 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtung der be- 
nachbarten Städte und Gemeinden, daß dadurch 
neue Gefahren für die Wasserversorgung und das 
ökologische Gleichgewicht in diesem Raum entste- 
hen oder bestehende Gefahren vergrößert werden, 
und welche Folgerungen zieht sie gegebenenfalls 
daraus? 

Ist die Bundesregierung bereit, für den Fall des Ver- 
kaufs von Schloß Waldthausen an die Stadt Mainz 
zu einem Kaufpreis von 2,5 Millionen DM vorher 
Sorge für eine Renovierung der sich in desolatem 
Zustand befindlichen Räume zu tragen? 

Wäre die Bundesregierung bereit, in jedem Fall, d. h. 
auch bei Veräußerung des Schlosses an einen Drit- 
ten, dafür Sorge zu tragen, daß das zu diesem 
Grundstück gehörende große Waldgelände als Nah- 
erholungsgebiet den Bürgern des Ballungszentrums 
Rhein-Main zugänglich gemacht wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
vielfach Investitionen bei Firmen, die über Leasing 
finanzieren, in der Bilanz nicht erscheinen, sogar im 
Geschäftsbericht nicht einmal erwähnt werden müs- 
sen, und sieht sie sich veranlaßt, diese Form der 
„Bilanzkosmetik“ durch entsprechende gesetzliche 
Regelungen zu unterbinden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, mit der belgischen 
Regierung die neuerlich für Pendler in die Bundes- 
republik Deutschland entstandenen zusätzlichen 
steuerlichen Belastungen im Rahmen des deutsch- 
belgischen Doppelbesteuerungsabkommens zu erör- 
tern? 

Wird dabei insbesondere auch die Pauschalierung 
bei deutschen Steuerpflichtigen neu geregelt, die 
ihren ersten Wohnsitz im Königreich Belgien, ihren 
Arbeitsplatz aber in der Bundesrepublik Deutsch- 
land haben? 


39. Abgeordneter Beachtet das Bundesfinanzministerium die Recht- 
Vogelsang sprechung des Bundesfinanzhofs nicht (vgl. Der 

(SPD) Spiegel Nr. 10/79), und was gedenkt die Bundesre- 

gierung gegebenenfalls dagegen zu tun? 


40. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Ansicht, daß so 
Kretkowski bald wie möglich das Bundesentschädigungsschluß- 

(SPD) gesetz von 1965 aufgehoben werden sollte, um so 

den neueren wissenschaftlichen Erkenntnissen, u. a. 
über die gesundheitlichen Spät Schäden bei Wider- 
standskämpfern, gerecht zu werden? 
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41. Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


I 

43, Abgeordneter 
Kühbacher 
(SPD) 


44. Abgeordneter 
Kühbacher 
(SPD) 


45. Abgeordneter 
Kühbacher 
(SPD) 


46. Abgeordneter 
Kühbacher 
(SPD) 


Wie ist derzeit die Besteuerung von Methanol im 
Vergleich zu Benzin in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im einzelnen geregelt, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um die Besteu- 
erung des Methanols zu verringern mindestens auf 
ein Niveau, das der Benzinbesteuerung entspricht? 

Welche gesetzlichen Maßnahmen beabsichtigt die 
Bundesregierung im Blick auf die Existenzbedro- 
hung der deutschen Lederwarenindustrie als Her- 
steller von Werbemitteln zu ergreifen, um die der- 
zeitige Wertgrenze für den Einsatz von Werbemit- 
teln in Höhe von 50 DM angemessen heraufzu- 
setzen? 

Kann die Bundesregierung sicherstellen, daß in 
ihrem Verantwortungsbereich bei der Bezahlung von 
Werkverträgen an Einzelpersonen die Durchschriften 
der Kassenanweisungen im Wege der Rechts- und 
Amtshilfe als Kontrollmitteilung an die zustärxdigen 
Finanzämter übersandt werden, um die steuerliche 
Erfassung der Vergütung aus Werkverträgen voll zu 
gewährleisten? 

Hat die Bundesregierung einen Überblick darüber, 
in welchem Umfang aus den einzelnen Haushalts- 
titeln aller Bundesministerien Veigütungen aus 
Werkverträgen an Einzelpersonen geleistet werden, 
und in welchem Umfang hierfür Haushaltsmittel 
aufgewandt werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß anläßlich der 
Abgabe von Einkommensteuererklärungen gelegent- 
lich die Angabe über erhaltene Vergütungen aus 
Werkverträgen der öffentlichen Hand vergessen wird, 
und daß bei Nichtweitergabe der Kontrollmittei- 
lungen an die Finanzämter damit Beträge aus öf- 
fentlichen Kassen nicht der Steuer unterworfen 
werden, und beabsichtigt die Bundesregierung, 
hieraus eine schärfere Kontrolle der Verwaltung ab- 
zuleiten, damit alle Kassenanweisungen mit Durch- 
schrift an die zuständigen Finanzämter gelangen? 

Hat die Bundesregierung diesen Fragenkomplex 
mit den zuständigen Länderministern auf entspre- 
chenden Ministergesprächen bereits andiskutiert, 
oder beabsichtigt sie, dieses bei nächster Gelegen- 
heit zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


47. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


48. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Bemühungen der Ver- 
einigten-Aluminium-Werke (VAW) zum Einstieg in 
den mittelständisch strukturierten Herstellungsbe- 
reich von Verkehrszeichen und -einrichtungen für 
vereinbar mit dem auch von ihr propagierten Haupt- 
ziel der Wirtschaftspolitik, den Mittelstand zu för- 
dern und damit zur Schaffung und Erhaltung von 
Arbeitsplätzen beizutragen? 

Zeichnet sich die Gefahr ab, daß der öffentlichen 
Hand als alleinigem Nachfrager nur ein einziger An- 
bieter aus dem Bereich der öffentlichen Hand 
gegenübertritt, und sieht die Bundesregierung gege- 
benenfalls in dem Auftreten eines einzigen Anbie- 
ters einen nicht mehr vertretbaren Verdrängungs- 
wettbewerb? 
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49, Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Link 

(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der VW-Konzern schon seit zwei 
Jahren ein energiesparendes Automobil als Proto- 
typ mit nur vier Litern Verbrauch auf 100 Kilo- 
meter entwickelt hat und dieses verbrauchsfreund- 
liche Auto dem Markt nicht zugeführt sondern zu- 
rückgehalten werden soll, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung dies gegebenenfalls als Hauptaktionär 
der VW-Werke? 

Ist die Bundesregierung bereit, als Hauptaktionär 
der VW-Werke darauf hinzuwirken, daß entspre- 
chend dem politischen Willen des Deutschen Bun- 
destages und der Bundesregierung zur „sparsamen 
Verwendung von Energie“ dieses in großem Aus- 
maß energiesparende Automobil alsbald dem Ver- 
brauchermarkt zur Verfügung steht? 

Zu welchen Ergebnissen hat die Uranprospektion 
im Raum Baden-Baden/Gernsbach durch die mittel- 
bar im Bundesbesitz befindliche Saarberg/Interplan 
bisher geführt, und mit welchen Aktivitäten dieses 
Unternehmens ist auf Grund der bisherigen Vorar- 
beiten in den nächsten Jahren im Raum Baden- 
Baden/Gemsbach zu rechnen? 

Welche Zuschüsse beabsichtigt die Bundesregierung 
im nächsten Jahr direkt oder indirekt für die weitere 
Uranprospektion im Raum Baden-Baden/Gernsbach 
zu zahlen? 


53. Abgeordneter 
Arendt 
(SPD) 


54. Abgeordneter 
Arendt 
(SPD) 


55. Abgeordneter 
Arendt 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der Roh- 
häutemarkt in der BundesrepubÜk Deutschland 
durch einseitige Großkäufe der Staatshandelsländer, 
vor allem der UdSSR, immer mehr in seinem Gleich- 
gewicht zu Lasten der bundesdeutschen Lederin- 
dustrie beeinträchtigt wird, und welche Folgerungen 
zieht die Bundesregierung gegebenenfalls daraus? 

Ist es richtig, daß durch diese Entwicklung allein 
von Dezember 1978 bis Februar 1979 die Preis- 
indices für Häute um mehr als 50 v. H. gestiegen und 
dadurch in der lederverarbeitenden Industrie Preis- 
steigerungen von rund 40 v. H. eihgetreten sind, und 
gedenkt die Bundesregierung, Maßnahmen zu er- 
greifen, um Arbeitsplätze in der Lederindustrie zu 
erhalten, die durch inländische Rohhäuteverknap- 
pung und ständige Preissteigerungen gefährdet sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch gezielte Maß- 
nahmen die Großkäufe der Staatshandelsländer, die 
ihrerseits nicht exportieren, einzuschränken, um so- 
mit eine ausreichende heimische Rohstoffversorgung 
zu gewährleisten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


56. Abgeordneter 
Klinker 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen 
der von Drittländern vorgenommenen Aufteilung 
der bisher frei befischbaren Ostsee auf die Renta- 
bilität und Struktur der Ostseefischerei, und welche 
Maßnahmen hält sie für erforderlich, um der deut- 
schen Küstenfischerflotte in der Ostsee mit den 
dazugehörigen Verwertungsbetrieben eine ausrei- 
chende Existenzgrundlage auch in Zukunft zu 
sichern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


57. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Hoya) 

(CDU/CSU) 

58. Abgeordnete 
Frau 

Hoffmann 

(Hoya) 

(CDU/CSU) 

59. Abgeordnete 
Frau 

Hoffmann 

(Hoya) 

(GDU/CSU) 

60. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 


6 1 . Abgeordneter 
Conrad 
(Riegelsberg) 
(CDU/CSU) 


62. Abgeordneter 
Conrad 
(Riegelsberg) 
(CDU/CSU) 

63. Abgeordneter 
Conrad 
(Riegelsberg) 
(CDU/CSU) 

64. Abgeordneter 
Conrad 
(Riegelsberg) ' 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Dr. Blüm 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Krockert 
(SPD) 


67. Abgeordneter 
Krockert 
(SPD) 


Mit welcher Begründung hat die Bundesregierung die 
Berufsgruppe der Akademiker aus dem Ausnahme- 
katalog gestrichen, der bestimmten Gruppen von 
ausländischen Arbeitnehmern einen Sichtvermerk 
für die Einreise zur Arbeitsaufnahme ermöglicht? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirkung die- 
ses Beschlusses auf die Besetzung von Assistenzarzt- 
stellen durch ausländische Fachärzte? 


Wie gedenkt die Bundesregierung, einen durch die- 
sen Beschluß entstehenden Mangel an Fachärzten, 
z. B, im Bereich der Anästhesie, auszugleichen? 


Welches Konzept verfolgt die Bundesregierung mit 
der Schaffung von sogenannten Teilsoziaiheimen, 
und ist es zutreffend, daß bereits mehrere solcher 
Einrichtungen geschaffen worden sind, ohne recht- 
zeitig das zum Betrieb und zur Leitung dieser Heime 
notwendige Personal bereitzustellen und den recht- 
lichen Status dieser Einrichtungen zu klären? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung ein Sonder- 
programm zur Beseitigung der überdurchschnitt- 
lich hohen Arbeitslosigkeit in bestimmten Arbeits- 
marktregionen plant, und in welchem finanziellen 
Umfang wird das Saarland gegebenenfalls daran 
beteiligt? 

Welche Arbeitgeber bzw. Branchen bzw. neu auszu- 
bildende umschulende Arbeitnehmer sollen nach 
dem geplanten arbeitsmarktpolitischen Schwer- 
punktprogramm gefördert werden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Arbeitgeber 
bzw. dem Betrieb Auflagen hinsichtlich einer Wei- 
terbeschäftigung des Arbeitnehmers nach Beendi- 
gung der geförderten Maßnahme zu erteilen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, die von ihr 
geplanten besonderen arbeitsmarktpolitischen Maß- 
nahmen im Problemgebiet Saarland bei Arbeitge- 
bern bzw. Betrieben publik zu machen, und wann 
wird sie dieses tun? 

Ist die Bundesregierung zu einer Streichung des 
Stichtags für Ersatzzeiten nach § 4 Abs. 2 a des 
Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes bereit, wie 
viele Personen würden davon betroffen, und welche 
Kosten würden dadurch entstehen? 

Welche Folgerungen sind nach Auffassung der 
Bundesregierung aus dem Forschungsbericht 
,, Schichtarbeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ für den Bundesgesetzgeber zu ziehen? 

Welche Initiativen zugunsten einer Minderung der 
Belastungen durch Schichtarbeit wird die Bundes- 
regierung in absehbarer Zeit ergreifen? 
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68 . 


Abgeordneter 

Gerstein 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß — wie die Presse meldete — bereits 
im Herbst 1979 der Grundstein für eine Humani- 
sierungs-Akademie in Dortmund gelegt werden 
kann, deren Aufgabe es sein soll, Seminare für Be- 
triebsärzte, Betriebsräte und Gewerkschaftler über 
Humanisierungsmaßnahmen am Arbeitsplatz durch- 
zu führen? 


69. Abgeordneter Wie sieht gegebenenfalls nach den gegenwärtigen 
Gerstein Vorstellungen der Bundesregierung die Finanzie- 

(CDU/CSU) rung für den Bau und die Folgekosten der Akademie 

aus, und wer hat von seiten der Bundesregierung mit 
welchen Stellen des Landes Nordrhein-Westfalen 
und der Stadt Dortmund Verhandlungen über eine 
Humanisierungs- Akademie geführt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


70. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 


71. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


74. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß zu Lasten der Truppe die tech- 
nische Truppenschule 1 in Aachen personell auf dem 
Kommandierungswege verstärkt wird mit dem Er- 
gebnis, daß in der Truppe etwa ein Drittel des Aus- 
bildungspersonals fehlt, und ist es richtig, daß diese 
Kommandierungen auch die davon Betroffenen be- 
nachteiligen, weil solche Kommandierungszeiten 
nicht laufbahnrelevant sind? 

Warum hat sich . die Herausgabe der ZDv 60/2 
(Richtlinien für Heime) durch das Bundesverteidi- 
gungsministerium bisher verzögert, obwohl be- 
kannt ist, daß gerade die Unteroffizierheimgesell- 
schaften mit Eigen be Wirt schaftung seit 1974 auf die 
Herausgabe dieser Vorschrift warten, um ihre Ar- 
beit auf eine rechtlich einwandfreie Gruncilage zu 
stellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen des 
„Jahrs des Kindes“ sich insbesondere auch den 
Problemen der Kinder der Soldaten zuzuwenden 
und dabei die noch ungelösten Fragen wie Ver- 
setzungshäufigkeit der Väter, unterschiedliche Schul- 
bücher, Unterrichtsstoffe sowie die damit verbun- 
denen Belastungen der Soldatenfamilien durch Än- 
derung des Reise- und Umzugskostenrechts oder der 
Wohnungsfürsorge aufgeschlossen und zielstrebig 
abzubauen? 

Wird - wie Presseberichten zu entnehmen ist (Die 
Welt vom 4. April 1979) - im Bundesverteidigungs- 
ministerium z. Z. geprüft, für die in den einzelnen 
Jahrgängen überzähligen Majore und Oberstleut- 
nante von 1982 bis 1995 rund 2 000 zusätzliche 
Stellen in Stäben, Kommandobehörden usw. zu 
schaffen, und konnte dieser Plan gegebenenfalls 
nur deshalb bisher nicht verwirklicht werden, weil 
der Bündesverteidigungsminister keine positive Ent- 
scheidung gefällt hat? 

Was will die Bundesregierung tun, um den nicht un- 
beträchtlichen Teil von Wehrpflichtigen und Zeit- 
soldaten, die nach Beendigung ihres Wehrdienstes 
zunächst arbeitslos sind - und weil es sich oft auch 
um Schüler und Studenten handelt, die vielfach 
keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld hätten 
unmittelbar und wirksam Hilfe zu leisten? 
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75. Abgeordneter 
Würtz 
(SPD) 


76. Abgeordneter 
Würzbach 
(CDU/CSU) 


77, Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 

79. Abgeordneter 
Dr. Hennig 
(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


8 1 . Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Wird der Bundesverteidigungsminister in Kürze die 
Einbeziehung der Wehrpflichtigen bei den Zulage- 
regelungen (insbesondere bei den Erschwerniszu- 
lagen) gemäß seiner grundsätzlichen Antwort an 
den Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses zum 
Thema Dienstzeitbelastung vornehmen, und wenn 
nein, sieht der jBundesverteidigungsminister einen 
Widerspruch zwischen der jetzigen Entscheidung 
des Bundesministers und der administrativen Praxis, 
und wie begründet er ihn gegebenenfalls? 

Welche Truppenbesuche wurden innerhalb der von 
parlamentarischen Gremien festgelegten Acht-Wo- 
chen-Sperre für Politiker vor Wahlen durch Mit- 
glieder der Bundesregierung in Garnisonen oder bei 
.militärischen Dienststellen im Bundesland Schleswig- 
Holstein vor dem 29. April 1979 durchgeführt? 

Ist die Bundesregierung darüber informiert, ob An- 
gebote der einschlägigen Industrie im Zuge der Ein- 
führung neuen Großgeräts, z, B. MAN, zur Einfüh- 
rung der Fahrzeuge der neuen Generation, das ent- 
sprechende Fachpersonal der Bundeswehr vorbe- 
reitend auszubilden, mit dem Hinweis auf die so 
entstehenden Kosten abgewiesen worden sind, und 
wenn ja, entspricht es ihren Vorstellungen? 

Ist es zutreffend, daß alle Hauptfeldwebel, die im 
Bundesverteidigungsministerium Dienst tun, spä- 
testens mit der Vollendung des 40. Lebensjahrs in 
eine mit A 9 dotierte Planstelle eingewiesen werden? 

Wann wird die Bundesregierung ein fortgeschriebe- 
nes Weißbuch zur Verteidigungspolitik vorlegen, 
dessen letzte Ausgabe aus dem Jahr 1975/76 stammt 
und dessen Neuauflage angesichts des aktuellen 
Stands der Abrüstungs- und Rüstungskontrolldis- 
kussion dringlich wäre? 

Welche Pläne bezüglich der Erweiterung bzw, Neu- 
errichtung von Übungsplätzen für den Standort 
Wetzlar der Bundeswehr (einschließlich alternativer 
Überlegungen zu bestehenden Einrichtungen) gibt 
es zur Zeit? 

Auf welche Weise ist eine angemessene Beteiligung 
der Bürger bzw. der betroffenen kommunalen Ge- 
bietskörperschaften bei der Entscheidung sicher- 
gestellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


82. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


83. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit Tier- 
versuche durch Alternativmethoden ersetzt werden 
können, wie z. B. Zellgewebeorgankulturmethoden, 
Computer, Lehrfilme, Versuchspuppen usw.? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Geldmittel 
zur Zeit zur Erforschung von Alternativmethoden, 
die schmerzfrei, sauber, kostensparend, modern 
und keine Tierquälerei sind, verwendet werden, 
und ob es zu trifft, daß allein in der Bundesrepublik 
Deutschland jährlich 2 Milliarden DM für Tierver- 
suche ausgegeben werden? 
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84. Abgeordneter 
Spitzmüller 
(FDP) 


85. Abgeordnete 

Frau 

Schleicher 

(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


87. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


88. Abgeordneter 
Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


89, Abgeordneter 
Dr Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


90. 


Abgeordneter 
Dr. Laufs 


(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über die gesundheitlichen Auswirkungen des „Jogg- 
ing“ vor, und gedenkt sie angesichts der unter- 
schiedlichen Auffassungen in der Wissenschaft über 
seinen gesundheitlichen Wert, die Bevölkerung hier- 
über aufzuklären? 

Was hat die Bundesregierung getan, um sicher zu 
stellen, daß das Bundesgesundheitsamt im Rahmen 
seiner Zuständigkeit nur den Import solcher in 
Deutschland zugelassener Arzneimittel ermöglicht, 
die sich von den zugelassenen in keiner Hinsicht un- 
terscheiden und sich auch hinsichtlich der Verpak- 
kung und der schriftlichen Beilagen nicht von den 
für das entsprechende Mittel zwingend vorgeschrie- 
benen Auflagen abheben? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der in der Zeitschrift ,, Einsatz — Informationen 
der Deutschen Retturigsflugwacht“, Nr. 1/79, von 
Herrn Dr. Jungchen wiedergegebene Feststellung über 
die Effektivität der Ausbildung von Führerschein- 
bewerbern über Sofortmaßnahmen am Unfallort, 
„in der Realität reicht der Kenntnisstand nicht ein- 
mal für einen , Notfallgehilfen ‘ aus“? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um 
die von Herrn Dr. Jungchen geforderten drei Fakto- 
ren, nämlich „ein wesentlich erhöhter Wissensstand, 
eine größere Bereitschaft zum Helfen und eine aus- 
reichende Sicherheit“ bei der Ausbildung erreichen 
zu können? 

Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, wo- 
nach Studenten angeblich wegen nicht ordnungs- 
gemäßer Studienbedingungen an einzelnen Univer- 
sitäten bei Überschreitung der Regelstudienzeit und 
Fortfall der Leistungen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz Sozialhilfe erhalten, weil ,,sie 
unverschuldet in eine Notlage geraten sind“, und 
wenn ja, welche Folgerungen zieht die Bundesre- 
gierung daraus? 

Muß, wenn davon ausgegangen wird, daß sich die 
Studien Bedingungen an den Universitäten wegen 
der starken Jahrgänge allgemein verschlechtern, 
damit gerechnet werden, daß die Sozialhilfe zum 
allgemeinen Auf fangtat bestand für ,, Langzeitstuden- 
ten“ wird, und wie beurteilt die Bundesregierung 
diese Entwicklung insbesondere unter Berücksich- 
tigung ihrer finanziellen Auswirkungen auf die 
Gebietskörperschaften? 

In welchem Umfang wird nach Einschätzung der 
Bundesregierung der jährliche Bedarf an Versuchs- 
tieren nach Zahl und Art bei der Durchführung der 
im Regierungsentwurf eines Gesetzes zum Schutz 
vor gefährlichen Stoffen (Chemikaliengesetz) vor- 
geschriebenen Prüfungen zunehmen? 

Erhält die „Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendauf- 
bauwerk“ erhebliche Zuwendungen aus dem Bun- 
desministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit entgegen den Erläuterungen zum Tit. 68403/ 
236 nur für die Betreuung von jugendlichen Zu Wan- 
derern, nicht aber von jugendlichen Aussiedlem, 
nachdem Aufrufe der Gemeinschaft sich nur an die 
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Zuwanderer wenden und ihre zentrale Beratungs- 
stelle in Informationsschriften in deutscher Sprache 
sich nur als für Zuwanderer zuständig ausweist (in 
polnischer Sprache dagegen für „Umsiedler“), wobei 
sie allerdings auch eine Sprachförderung in Aus- 
sicht stellt, was sich wohl wieder auf jugendliche 
Aussiedler bezieht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


92. Abgeordneter 
Wolfgramm 
(Göttin gen) 
(FDP) 


93. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


94. Abgeordneter 
Lintner 
(CDU/CSU) 

95. Abgeordneter 
Lintner 
(CDU/CSU) 

96. Abgeordneter 
Angermeyer 
(FDP) 


97. Abgeordneter 

Angermeyer 

(FDP) 


98. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


99. 


Abgeordneter 

Stutzer 


(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß mit dem Bau der Autobahn Berlin 
— Hamburg über eine sogenannte Nordtrasse drei 
Landschaftsschutzgebiete auf dem Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland geschädigt bzw, zerstört 
würden, wie der Bund Bürgerinitiativen Umwelt- 
schutz kritisiert hat? 

Hat die Bundesanstalt für Naturschutz und Land- 
schaftsökologie den geplanten Bau dieser Autobahn 
in die Überprüfung des Bedarfsplans der Bundesfem- 
straßen aufgenommen, damit sichergestellt werden 
kann, daß die Gesichtspunkte des Landschafts- 
schutzes und der Ökologie von Anfang an entspre- 
chend den Zielsetzungen der Umweltschutzgesetz- 
gebung des Bundes berücksichtigt werden? 

Aus welchen Gründen verzögert sich der Weiterbau 
der Maintalautobahn A 70 im bereits planerisch 
festgestellten Abschnitt Horhausen — Knetzgau? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, die für den Bau 
dieses Abschnitts erforderlichen Gelder nun end- 
gültig zur Verfügung zu stellen? 

i 

Wie beurteilt die Bundesregierung das neue „GdED- 
Verkehrskonzept der Vernunft“ zur Sanierung der 
Deutschen Bundesbahn im Hinblick auf den Kabi- 
nettsbeschluß zur Deutschen Bundesbahn im Jahr 
1978? 

Ist die Bundesregierung von ihrer bisherigen Auf- 
fassung abgewichen, daß die Sanierung der Deut- 
schen Bundesbahn nicht durch einseitige ordnungs- 
politische Eingriffe in den Verkehrsmarkt zugun- 
sten der Deutschen Bundesbahn bewerkstelligt wer- 
den soll? 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Deutsche 
Bundesbahn beabsichtigt, das Bahnbetriebswerk in 
Husum (Schleswig-Holstein) zu schließen und es 
an die Ostküste des Landes zu verlegen? 

Billigt die Bundesregierung gegebenenfalls die da- 
durch entstehende Schwächung des Arbeitsmarkts 
in einem revierfemen Gebiet um ca. 200 Arbeits- 
plätze, und ist sie bereit, darauf hinzuwirken, daß 
diese Maßnahme nicht durchgeführt wird? 

Kann nach Auffassung der Bundesregierung der Weg- 
fall von 200 Arbeitsplätzen in Husum zu einer be- 
merkenswerten Störung des dortigen Arbeitsmarkts 
führen, und wenn ja, was wird sie unternehmen, daß 
es hierdurch nicht zu einer negativen infrastruktu- 
rellen Entwicklung und einer Zunahme der Arbeits- 
losigkeit kommt? 
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101. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


102. Abgeordneter 
Kretkowski 
(SPD) 


103. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Ansicht, daß die- 

Kretkowski sem Mann geholfen werden muß im Rahmen der 

(SPD) Wiedergutmachung, und was gedenkt sie zu tun? 

104. Abgeordneter Welche konkreten Konsequenzen ergeben sich aus 

Dr. Hennig der Ankündigung des Bundesverkehrsministers, min- 

(CDU/CSU) destens 500 der 1 000 Bahnübergänge, bei denen 

sich Bundesbahnstrecken mit Bundesstraßen auf 
gleicher Ebene kreuzen, in den nächsten 1 0 bis 15 
Jahren zu beseitigen, für den Kreis Gütersloh und 
die Stadt Bielefeld? 

Trifft es zu, daß die DDR an den Kontrollpunkten 
der Transitstrecken zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin (West) elektronische Über- 
wachungsgeräte der schwedischen Firma AGA ein- 
setzt, mit denen die Kofferräume von Fahrzeugen 
durchforscht werden, und daß diese Wärmebild- 
sichtgeräte auch in mobiler Form an Raststätten 
und Parkplätzen der Transit strecken verwendet 
werden? 

Jrifft es zu, daß die DDR-Behörden auf den Transit- 
strecken zwischen der Bundesrepubük Deutsch- 
land und Berlin (West) zivile Fahrzeuge mit poli- 
zeilichen Kennzeichen aus der Bundesrepublik 
Deutschland gegen die Benutzer der Transitstrecken 
einsetzen, und daß diese Fahrzeuge ständig mit 
ihrer Einsatzzentrale über Funk in Verbindung 
stehen? 

107. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Behörden der DDR rund 6 000 

Böhm ' Personen zur Überwachung der Transit strecken ver- 

(Melsungen) pflichtet haben, die als Straßen- oder Feldarbeiter 

(CDU/CSU) getarnt und mit Funkgeräten und Scherenfern- 

rohren ausgerüstet die Transit strecken lückenlos 
überwachen? 

108. Abgeordneter Was unternimmt die Bundesregierung gegebenenfalls 

Böhm in der Transitkommission gegen das Spitzel- und 

(Melsungen) Ausspähungssystem der DDR auf den Transit- 

(CDU/CSU) strecken? 

109. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der stark 

Pieroth gestiegenen Verkehrsbelastung auf der Bündes- 

(CDU/CSU) Straße B 41 im Landkreis Bad Kreuznach die ge- 

planten Neubau- und Ausbauarbeiten in die Dring- 
lichkeitsstufe I a aufzustufen? 


106. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


105. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, daß es nach dem deutschen Stra- 
ßenverkehrsrecht keine Möglichkeiten gibt, Park- 
plätze für Schwerbehinderte mit außergewöhnlichen 
Gehbehinderungen freizuhalten, und wenn ja, 
welche Konsequenzen will die Bundesregierung 
daraus ziehen? 

Verweigert das Staatsunternehmen Lufthansa dem 
ehemaligen Lufthansa-Flugkapitän Hans-Heinz Sie- 
bert (heute 64 Jahre alt) seit Kriegsende die Wieder- 
einstellung, und hält dieses Unternehmen es noch 
nicht einmal für nötig, auf seine Briefe zu antworten, 
und wenn ja, aus welchem Grunde? 
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110. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, das noch aus dem 
Jahr 1961 stammende Postleitzahlenverzeichnis, 
das vor allem durch die Kommunalreform weit- 
gehend überholt ist, neu aufzulegen und wie das 
Amtliche Femsprechbuch kostenlos an aUe Haus- 
haltungen zu verteilen? 


111. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, daß noch 
in dieser Wahlperiode im Bereich der Oberpostdi- 
rektion Kiel weitere Postanstalten auf dem Land 
aufgelöst und durch „fahrbare Postschalter“ ersetzt 
werden, und wenn nein, welche Gemeinden müssen 
in diesem Bereich damit rechnen, daß sie ihre Post- 
anstalten verlieren? 


112. Abgeordneter 
Dr. Möller 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
von der Deutschen Bundespost beförderte und für 
den Bürger immer lästiger werdende Reklame zu 
reduzieren, und wie kann sich ein Bürger gegen die 
Flut unerwünschter Reklame in seinem Briefkasten 
wehren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


113. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Welche Vereinbarungen wurden mit der DDR be- 
züglich des Beglaubigungstextes in Telegrammen 
getroffen, den die dortigen Behörden als Nachweis 
eines Todesfalls verlangen, wenn Verwandte ersten 
Grades des Verstorbenen zur Beerdigung besuchs- 
weise in die Bundesrepublik Deutschland reisen 
wollen? 


114. Abgeordnete 
Frau 
Berger 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit der DDR über 
eine Kürzung des Beglaubigungstextes zu verhan- 
deln, oder sieht sie eine andere Möglichkeit, wie die 
nicht unerheblichen Kosten für solche Telegramme 
gesenkt werden können? 


115. Abgeordneter 
Dr. Hennig 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, welche 
Bundesländer bisher den Beschluß der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder vom 
23. November 1978 zur Behandlung der deutschen 
Frage im Unterricht durch Entscheidungen der zu- 
ständigen Landesorgane und durch die landesüb- 
liche Bekanntgabe für verbindlich erklärt haben, wie 
das im zweiten Absatz der Einführung zu diesem Be- 
schluß vorgesehen ist, und was kann die Bundesre- 
gierung koordinierend tun, um in dieser bundespo- 
litisch bedeutsamen Frage vergleichbare Lebensver- 
hältnisse in allen Teilen der Bundesrepublik Deutsch- 
land herzu stellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

116. Abgeordneter Hat der Bundesforschungsminister entsprechend sei- 
Ueberhorst ner Antwort auf meine diesbezügliche Anfrage (vgl. 

(SPD) Stenographischer Bericht des Deutschen Bundes- 

tages vom 21. Dezember 1978) ein speziehes Gut- 
achten zu der Studie von Richard E. Webb zur 
technischen Beurteilung möglicher Rekritikalitäts- 
unfälle beim SNR 300 in Auftrag gegeben, oder hat 
die Bundesregierung die Überzeugung, daß ein sol- 
ches Gutachten nicht erforderlich ist? 
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117. Abgeordneter 
Dr. Steger 
(SPD) 


Welche Forschungsprojekte fördert die Bundesre- 
gierung zur Ermittlung einer optimalen Energiever- 
sorgungsstruktur unserer Volkswirtschaft mit einem 
möglichst niedrigen Primärenergieeinsatz und daher 
einer Minimierung des Stromeinsatzes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Biidung und Wissenschaft 


118, Abgeordneter 
Hasinger 
(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


120, Abgeordneter 
Dr. Häfele 
(CDU/CSU) 


121. Abgeordneter 
Dr. Marx 
(CDU/CSU) 


122 . 


Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung den Erlaß einer 
Verordnung über die berufliche Fortbildung zum 
„Werkfeuerwehrmann“, wie sie der Deutsche Ge- 
werkschaftsbund zur Sicherung der verantwortungs- 
vollen Funktion der Werkfeuerwehren vorgeschlagen 
hat, und bis wann ist gegebenenfalls mit einer ent- 
sprechenden Verordnung zu rechnen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die unterschied- 
liche Einstufung der Leiter von beruflichen Schulen 
einerseits und von Gymnasien andererseits, auch 
wenn die Schulen von der gleichen Schülerzahl be- 
sucht werden, und welche Folgerungen zieht sie 
daraus? 

Inwieweit sind dabei die besonderen Umstände be- 
rücksichtigt, die für Leiter von Berufsschulen im 
Vergleich zu Leitern von Gymnasien nach Angaben 
der Betroffenen zu erhöhtem zeitlichen Aufwand 
und Erschwernissen führen (z. B. die Tatsache, daß 
Berufsschüler bereits nach zwei bis drei Jahren auf 
die Prüfung vorbereitet werden müssen, Schüler von 
Gymnasien dagegen wesentlich später, daß der Be- 
ruf sschuhinterricht in Stütz- und Erweiterungsunter- 
richt differenziert ist, daß die Berufsschulleitungen 
ständige Kontakte zum dualen Partner der Berufs- 
ausbildung zu pflegen haben und daß immer mehr 
Berufsschüler volljährig sind)? 

Besitzt die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
wieviel „Koranschulen“ gegenwärtig in der Bundes- 
republik Deutschland und Berlin (West) eingerich- 
tet und wieviel geplant sind? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele junge 
Menschen welcher Nationalitäten in diesen Koran- 
schulen ausgebildet werden? 


123. Abgeordneter Gibt der Verlauf der 4. ordentlichen Mitgliederver- 
Dr. Langguth Sammlung der ,, Vereinigten Deutschen Studenten- 
(CDU/CSU) schäften“ (VDS) vom 6. bis 8. April 1979 in Mün- 

ster der Bundesregierung Anlaß, ihre bisherige Hal- 
tung zur VDS zu ändern, und wie beurteüt die 
Bundesregierung insbesondere die politische Einstel- 
lung des VDS-Vorstands, dem auch Angehörige ver- 
schiedener kommunistischer Gruppierungen (MSB 
Spartakus, Sozialistischer Hochschulbund, Basis- 
gruppen) angehören, zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung? 


124. Abgeordneter Wird seitens der Bundesregierung eine - eventuell 
Dr. Langguth auch projektbezogene — Wiederfinanzierung der 

(CDU/CSU) VDS erwogen? 
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125. Abgeordneter Welche offiziellen Kontakte gibt es bisher zwischen 
Dr. Langguth der Bundesregierung und der VDS? 

(CDU/CSU) 


126. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Vorschläge 

Dr. Langguth des Rings Christlich-Demokratischer Studenten 

(CDU/CSU) (RCDS) hinsichtlich der Notwendigkeit einer „Bun- 

desstudentenkonferenz“, zumal der Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft laut einer Pressemit- 
teilung des RCDS-Bundesvorstands vom 9. Oktober 
1978 ebenfalls das , jahrelange Dilemma der VDS, 
der mangelhaften überregionalen Studentenvertre- 
tung“ beklagte? 


Bonn, den 4. Mai 1979 



